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KANTONSRATSBESCHLUSS
BETREFFEND WIRTSCHAFTSPFLEGEMASSNAHMEN

BERICHT UND ANTRAG DER VORBERATENDEN KOMMISSION
VOM 30. MAI 1994

Sehr geehrte Frau Kantonsratspräsidentin
Sehr geehrte Damen und Herren

In zwei Sitzungen hat sich unsere Kommission mit der zur Diskussion stehenden Vorlage
“Wirtschaftspflegemassnahmen“ befasst. Der Regierungsrat wurde durch Herrn Volkswirtschaftsdi
rektor Robert Bisig vertreten. Das Protokoll führte Herr Dr. iur. Gianni Bomio, stv. Direktionsse
kretär in der Volkswirtschaftsdirektion. Über unsere Beratungen nehmen wir nachfolgend Stellung.

1. EINLEITUNG

Die Vorlage signalisiert keinen Neubeginn, sondern es sollen bewährte Wirtschaftspflege
massnahmen weitergeführt werden.

Der Titel des Kantonsratsbeschlusses heisst daher auch klar Wirtschaftspflegemassnahmen.
Alle anderen Kantone der Schweiz kennen eine eigentliche Wirtschaftsförderung mit eigenen
Beamten, sog. ‘Wirtschaftsförderern“. Im Kanton Zug besteht dagegen nur eine informelle
Kontaktstelle für Wirtschaftsfragen, welche bei der Volkswirtschaftsdirektion betreut wird.
Die Einrichtung einer Stelle, bei welcher zentral Informationen über den Wirtschaftsstandort
Zug erhit1ich sind, war eine Folge der Rezession, welche 1991 begann und auch im Kanton
Zug zu Strukturproblemen führte.

Beim Thema Standortatu-aküvi:lü eines Kantons steht die Frage nach der relativen ArJ:tivitt
des Unternehmensstandortes Schweiz - heute und morgen - im Zentrum. Sie bildet die Vor
aussetzung für die Attrakvitat des einzelnen kantonalen Standorts. Der Kanton Zug war bis
her ein recht attrakdver Standort, obwohl er als fast einziger Kanton keine direkte Wirtschafts
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förderung betrieb. Vielmehr setzte er auf gute Rahmenbedingungen, die keineswegs nur im

steuerlichen Bereich liegen. Weil Zug kein notwendiger, sondern nur ein nützlicher Standort

ist, muss zu diesen Rahmenbedingungen im Sinn von Wirtschaftspflege Sorge getragen wer

den. Dabei gilt hier das Augenmerk allen drei klassischen Wirtschaftssektoren. Wir sind also

weiterhin auf eine gesunde Landwirtschaft angewiesen. Wir benötigen einen glaubwürdigen

Werkplatz, d. h. eine innovationsfreudige Industrie und ein leistungsfähiges Gewerbe. Wir

setzen auch weiterhin auf einen entwicklungsfähigen Dienstleistungsbereich, einen Bereich

übrigens, der in den letzten Jahren überdurchschnittlich viel zur Wohlstandsförderung beige

tragen hat.

Der Standort Zug ist regional eingebunden. Diesbezüglich fühlen wir uns primär der Region

Innerschweiz verpflichtet, und zwar über die Aspekte der Kultur und Bildung bis hin auch zu

Wirtschaftsfragen. Wir sind uns bewusst, dass eine Zusammenarbeit zwischen den Kantonen

nicht nur sinnvoll, sondern in verschiedenen Bereichen auch notwendig ist. Damit ist aber kei

neswegs etwa eine Aufweichung von Kantonsgrenzen gemeint. Die Kleinheit von Kantonen

bietet entscheidende Vorteile. Sie erlaubt nämlich kurze Wege zu den Behörden. Regionale

Zusammenarbeit darf darum nicht gleichgesetzt werden mit der Zentralisierung staatlicher

Dienstleistungen oder gar der Gleichschaltung der Kantone. Die Kantone sind hinsichtlich

Personalbestand ihrer Verwaltungen, dem Jahresbudget, aber auch der zu erbringenden

Dienstleistungen, durchaus mit respektablen Unternehmen der Wirtschaft zu vergleichen.

Zentralistisch organisierte Grossunternehmen haben, zum Teil durch schmerzliche Erfahrun

gen, lernen müssen, dass zu grosse organisatorische Einheiten schwerfällig werden, eine

realitätsfremde Eigendynamik entwickeln, am Markt und am Kunden vorbeiproduzieren.

Durch Dezentralisierung der Unternehmen, die Schaffung kleiner untemehmerischer Einhei

ten, der Verkürzung der Entscheidungswege, aber auch durch Rückgängigmachung von

Arbeitsteilungen wird die Motivationsiage der Mitarbeiter erhöht, die Flexibilität, Innovations

fähigkeit und Reaktionsgeschwindigkeit der Unternehmen verbessert und insbesondere eine

wesentlich verbesserte Markt- und Kundennähe erzielt. Die Eigenschaften eines modernen

Wirtschaftsunternehmens muss auch ein modernes Staatswesen aufweisen. Auch muss der

Staat bürgernah sein, rasch entscheiden und handeln, die Probleme innovativ und flexibel lö

sen. Die vermehrte regionale Zusammenarbeit darf solche Eigenschaften nicht behindern, darf

nicht zur Schaffung unfiexihler Gross-Strukturen und nicht zur Entfremdung des einzelnen

Unternehmens und des BJrgers gegenüber dem Staat und dem Gemeinwesen führen.
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Leitziel einer Wirtschaftspolitik muss es sein, gute Rahmenbedingungen zu schaffen. Dabei ist

gleich vorweg festzuhalten, dass es der falsche Weg ist, mit kurzfristigen Vergünstigungen

auswärtige Unternehmen anzulocken. Einerseits werden dabei nämlich häufig Unternehmen

angezogen, die wir eigentlich gar nicht hier haben möchten, und andererseits: Was haben wir

erreicht, wenn solche Unternehmen nach Ablauf der Vergünstigungen wegziehen, um an an

deren Ohen von neuen Vergünstigungen zu profitieren? Ausserdem schaffen Vergünstigungen

für auswärtige Unternehmen Ungleichheiten gegenüber den bereits ansässigen Unternehmen.

Besser ist es, sämtlichen Unternehmen gute Bedingungen zu bieten. Sind nämlich führende

Unternehmen einer Branche mit den Rahmenbedingungen an einem Standort zufrieden, zieht

das andere Firmen an.

Es ist deshalb auch wichtig, ständig zu überprüfen, wie der Kanton Zug den Unternehmen

gute Bedingungen bieten kann. Dieses Bewusstsein für die Belange der Wirschaft ist auch nö

tig bei der Gesetzgebung. Eine Prüfung, ob Gesetze wirtchaftsfreundlich oder wirtschafts

feindlich sind, ist unumgänglich. Auch beim Gesetzesvollzug sind die Interessen der Wirt

schaft angemessen zu berücksichtigen. Das Bewusstsein für die Belange der Wirtschaft ist in

der ganzen Verwaltung, aber auch in der BevöLkerung zu schaffen. Eine positive Einstellung

der Bevölkerung zur Wirtschaft ist denn auch ein wichtiger Standortfaktor.

Erfahrungen der letzten drei Jahre haben gezeigt, dass im zum Teil sehr harten Wettbewerb

zwischen den kantonalen Standorten, wenn auch - aus unserer Sicht - keine Wirtschaftsförde

rungsprogramme notwendig sind, so doch erforderlich ist, dass auf Anfragen reagiert und in

formiert werden kann. Der Volkswirtschaftsdirektor führt an, dass die Broschüre über den

Standort Kanton Zug von den zugerischen Wirtschaftsverbänden sehr begrüsst worden ist und

zu zahlreichen Kontakter geführt hat, so dass sich auch ausländische Unternehmen mit guten

Arbeitsplätzen neu in unserem Kanton ansiedeln. Der Weg der bisher verfolgten Philosophie

der Wirtschaftspflege, mit der unser Kanton, im Gegensatz zu vielen Kantonen mit teilweise

sehr aufwendigen und mitunter auch fragwürdigen Wirtschaftsförderungsaktivitäten, sehr gut

erfahren ist, soll nicht verlassen werden.

Folgende Massnahmen sind mit demWirtschaftsrat besprochen worden: Erhaltung bzw.

Schaffung guter Rahmenbedingungen; Bekanntheitsgrad und Image des Wirtschaftsstandorts

Zug verbessern; Einsetzung einer Kontaktstelle für Wirtschaftsfragen und Auskunfterteilung;

bescheidene Werbung; Zusammenarbeit vor allem mit kantonalen und regionalen Organisatio

nen; Kontakte zur Wirschaft und das Sammeln statistischer Daten; Vergabe von Anerken

nun gspre i sen.

Der Volkswirtschaftsdirektor betont, dass es nicht um die Abkehr von der bisherigen Philoso

phie, mit der man gut gefahren ist, geht. Abschreckende Beispiele von teurer und nutzloser
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Wirtschaftsförderung in anderen Kantonen sind vorhanden. Man möchte die Informationen

über den Wirtschaftsstandort Zug, in enger Zusammenarbeit mit den kantonalen Wirtschafts

verbänden, ansuehen.

2. EINTRETEN

2. 1 Rechtliche Grundlage

In den Beratungen anlässlich der 1. Sitzung der vorberatenden Kommission haben alle

Kommission smitglieder erldiirt, dass sie die vorgeschlagenen Wirtsohaftspflege massnahmen

für sinnvoll erachten. Es bezweifelten aber einige Votanten, ob eine eigenständige gesetzliche

Grundlage für die Durchführung und Finanzierung von Wirtschaftspflegemassnahmen not

wendig ist.

Sie waren der Auffassung, dass gemäss § 44 Ziff. 1 des Kantonsratsbeschlusses über die Ge

schäftsordnung des Regierungsrates und der Direktionen (BGS 15 1.1) der VoLkswirtschafts

direktion die Förderung der Volkswirtschaft und Leitung der volkswirtschaftlichen Angele

genheiten obliegt. Dies genüge als Rechtsgrundlage, um zusammen mit einem entsprechenden

Beschluss des Kantonsrates innerhalb des Budgets Gelder für Wirtschaftspflegemassnahmen

vorzusehen.

Die Volkswirtschaftsdirektion war mit dieser rechtlichen Einschätzung nicht einverstanden, da

ihres Erachtens die Finanzierung der vorgesehenen Wirtschaftspflegemassnahmen einer aus

drücklichen gesetzlichen Grundlage bedarf.

Die Kommission hat deshalb einstimmig (10:0) beschlossen, dass drei verwaltungsinteme Ju

risten nachfolgende Frage klären sollen:

[st für die Durchführung und Finanzierung der vorn Regierungsrat

vorgeschlagenen Wirtschaftspflegemassnahmen (vergl. § 2 und 3

des Kantonsratsbeschlusses) die Schaffung einer eigenen gesetzli

chen Rechtsgrundlage (KRB) nötig oder kann der Kantonsrat über

das Budget und mit Hinweis auf § -4 Ziff. 1 des Kantonsratshe

schlusses über die Geschüftsordnung des ReJerungsrates und der

Direktionen die Finanzierung der Wirtschaftspflegemassnahmen be

schliessen?
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Die drei verwaltungsinternen Juristen Dieter Deiwing, Urs Henggeler und Urs HLirlimann ha

ben in speditiver Arbeit Ihre Antwort zur Vorlage Nr. 140.2 per 18. Juni 1994 erstellt. Wir

verweisen hier auf die Beilage und beschränken uns nachstehend auf eine Zusammenfassung.

Es zeigt sich, dass die in der Kommission vertretene Auffassung, dass die Massnahmen

gemäss § 2 keiner besonderen gesetzlichen Grundlage bedürfen, zutrifft. Allerdings muss

man darauf hinweisen, dass in den letzten Jahren aufgrund dieser Wertung der eine oder

andere Kantonsratsbeschluss, auch etwa im Bereich der Landwirtschaft, nicht nötig gewesen

wäre. An sich ist das Resultat erfreulich für den Regierungsrat, der mehr Handlungsspielraum

erhält. Dies wird auch von der Kommission als positiv begrüsst.

§ 1 bedarf keiner ausdrücklichen gesetzlichen Grundlage, da er dekiaratorischer Natur ist. Zu

§ 2 stellen die Experten fest, dass ebenfalls keine explizite gesetzliche Grundlage nötig ist, da

diese Massnahme unter dem Begriff der “Förderung der Volkswirtschaft“ nach § 44 Ziff. 1

des KRB über die Geschäftsordnung des Regierungsrats und der Direktionen subsumiert

werden können. Hingegen stellen die Experten fest, dass bezüglich § 3 (Vergabe von Aner

kennungspreisen) eine separate gesetzliche Grundlage nötig ist.

Für § 3 ist eine eigene gesetzliche Grundlage nötig, da der Regierungsrat die Anerkennungs

preise weiterhin ausrichten möchte. Die Vergabe von Anerkennungspreisen für die Schaffung

von neuen bzw. die Erhaltung von bestehenden Arbeitsplätzen hat Pilotcharakter für die

Schweiz und sqllte beibehaltn werden. Der Kantonsratsbeschluss (mit einem neuen Titel)

wird auf die Ermächtigung zur Vergabe von Anerkennungspreisen reduziert. Die Experten

haben sich auch darüber ausgelassen, ob ein Kantonsratsbeschluss oder ein Gesetz als rechtli

che Grundlage nötig ist. Es existieren keine eindeutigen Kriterien, nur Hilfskriterien. Wenn

ein Erlass einen grossen Teil der Bürgerinnen und Bürger betrifft, unbefristet und kein reiner

Finanzbeschluss ist, ist in der Regel das Gesetz die richtige Form des Rechtserlasses. Bei Er

lassen, welche nicht alle Bürgerinnen und Bürger betreffen, die auf bestimmte Dauer angelegt

sind oder allein eine fmanzielle Ausgabe zum Inhalt haben, steht der Kantonsratsbeschluss im

Vordergrund. Dieser Fall trifft auch auf die reduzierte Vorlage zu.
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2.2 Eintretensdebatte

Die Kommission bearüsst die Aktivitäten der Volkswirtschaftsdirektion betreffend Wirt

schaftspflegemassnahmen. Sie nimmt mit Genugtuung zur Kenntnis, dass dies nicht eine

aktive Wirtschaftsförderung darstellt. Wirtschaftspflege ist aber die ureigene Aufgabe der

Volkswirtschaftsdirektion. Die dafür benötigten Kredite sind in der Kommission unbestritten.

Wirtschaftspflegemassnahmen sollen sachbezogen, schnell und kompetent erledigt werden.

Auch kommt die Kommission zum Ergebnis, dass sich die Zeiten für den Wirtschaftsstandort

Zug geändert haben. Früher erklang der Ruf nach dem Bremsen des Wirtschaftswachstums,

heute gilt es, gute Arbeitsplätze zu erhalten und Neue anzusiedeln. Durch den Einsatz der

Kontaktstelle für Wirtschaftsfragen, wie sie heute bereits furktioniert, konnten Erfolge ver

bucht werden. Dabei müssen aber auch aufwendige Arbeitsbeschaffungsmassnahmen ange

gangen werden, um die negativen Folgen der Arbeitslosigkeit zu lindern. Durch Wirtschafts

pflegemassnahmen soll kein Aktivismus (z.B. Steuerbefreiung, Landabtretung) betrieben

werden. Hingegen scheint es sinnvoll, die Zusammenarbeit mit den Verbänden (HDV, Ge

werbe, Industrieverband) zu intensivieren. Dies setzt allerdings die vermehrte zeitliche

Präsenz von beiden Seiten voraus.

Als erfreulichen Aspekt vermerkt der VoLkswirtschaftsdirektor, dass der Austausch zwischen

den Bildungsstätten und der Wirtschaft enger wird, z.B. der ETH und den HTL‘s mit

grösseren Industrieunternehmen. Es findet ein eigentlicher Technologietransfer statt, welcher

auch im Leistungsauftrag an die Schulen vorgeschrieben wird. Er verweist in diesem

Zusammenhang auf die CIM-Bildungszentrums-Vorlage. Umgesetzt wurde dieses Konzept

auch im Entwurf zum neuen Fachhochschulgesetz.

Nachdem das Ergebnis der rechtlichen Expertise der drei Verwaltungsjuristen eindeutig und in

der Aussage klar ist, und sowohl vom Volkwirtschaftsdirektor wie von den Mitgliedern der

vorberatenden Kommission zur Kenntnis genommen wird, bestimmte die Kommission, auf

eine reduzierte Vorlage gemäss Vorschlage der Volkswirtschaftsdirektion, welche nur die

Vergabe von Anerkennungspreisen erfasst, einzutreten. Für die Ausrichtung von Anerken

nungspreisen braucht es eine gesetzliche Grundlage.

Gber den Sinn und Zweck der Ausrichtung eines Anerkennungspreises (Innovationspreis)

wurde bereits anlässlich der Interpeliation des Kommissionspräsidenten vom 5. April 1993

(Vorlage Nr. 42.1) ausführlich im Kan:or.srat diskutiert.
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Die Abstimmung ergibt:

— Für Eintreten auf den Antrag des Regierungsrates: 0 Stimmen

— Für Eintreten auf den Vorschlag der Volkswirt
schaftsdirektion (reduzierte Vorlage) 11 Stimmen

— Enthaitungen keine

3. DETAILBERATUNG

zu Titel und Ingress

Die Kommission beschliesst folgenden Titel: ‘Kantonsratsbeschluss betreffend Vergabe von

Anerkennungspreisen im Wirtschaftsbereich“. Mit dieser Bezeichnung können auch Kleinbe

triebe von den Preisen profitieren.

zu § 1 Anerkennungspreise

Indem das Inkrafttreten des Beschlusses nicht dem Referendum unterstellt wird, gilt automa

tisch eine Grenze von Fr. 50000.--. Im übrigen beabsichtigt der Regierungsrat, den Innova

tionspreis weiterhin mit Fr. 20‘OOO.-- zu dotieren.

zu § 2 Inkrafttreten

Dieser Beschluss tritt ab 1. Januar 1995 in Kraft und gilt während 5 Jahren.

4. ANTRAG

Die vorberatende Kommission beantragt Ihnen:

— Für den Kantonsratsbeschluss betreffend Vergabe von
Anerkennungspreisen im Wirtschaftsbereich
(abgeänderte Vorlage Nr. 10.2): 10 Stimmen

— Gegen den Kantonsrabeschiuss ‘tereffend Vergabe von
Anerkennungspreisen im Wirsoaftshereich: 0 Stimmen

— Enthalwngen keine
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Hünenberg, 30. Mai 1994 Mit vorzüglicher Hochachtung

IM NAMEN DER KOMMISSION

Der Präsident: Ueli Eicher, Hünenberg

Komniissionsmitglieder: Arnet Herbert, Cham

Bossard Peter, Zug

Gysi Markus Baar

Hitz Martha, Baar

Haas Leo, Hünenberg

Hausheer Hans Peter, Zug

Horat Franz, Waichwil

Kleimann Toni, Steinhausen

Müller Hans-Peter, Cham

Nigg Richard, Cham
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Die Direktionssek:etre Zuc, 13. lai 1994

ED, JPD, DI

Vo lkswi rtschaftsdj rektion

des :Kantoris Zug
Herrn Regierungsrat R. Bisig

Verwaitungsgebude an der As

Postfach 397
6301 Zug

B betr. Wirtschaftspflegemassnahmen (Vorlage Nr. 140)

Sehr geehrter Herr Volkswirtschafltsdirektor

Entsprechend dem Entscheid der vorberatenden Kommission des

Kantonsrates vom 25. April 1994 haben Sie uns am 26. April 1994

mit der :Klrung der Frage beauftragt, ob es zur Durchführung

und Finanzierung der vorgesehenen YJirtschaftspflegemassnahmen

des vom Regierungsrat dem Kantonsrat beantragten allgemeinver—

bindlichen und referendumsfhigen Beschlusses überhaupt bedürfe

oder ob der Kantonsrat die erforderlichen Mittel ohne separaten

Ausgabenbeschluss auf dem Budgetwege bewilligen könne. Zu die

ser Rechtsfrage äussern wir uns - wunschgemss im Sinne einer

kurzen und prägnanten Stellungnahme unter Verzicht auf weit-

schweifige Theorien und einen wissenschaftlichen Apparat — wie

folgt:

1. Eine rechtliche Problematik bezüglich des Erfordernisses

einer speziellen gesetzlichen Grundlage vermögen wir lediglich

hinsichtlich der Vergabe von Anerkennungspreisen ( 3 KRE) zu

erkennen. Dazu srter. Im übrigen teilen wir die in der vorbe—

ratenden Kommission - soweit wir sehen — vorherrschende Auffas—

surg cass iff 1 oez ‘3 uber ce Geschaftsordng ccs

Recierunczrates und der Direktionen durchaus eine cenücende

rectsgrd±age cafr ciete:, dass oe Volksirtsc‘afosire—

tion die vorgesehenen (und im wesentlichen schon bisher betrie

benen) Aktivitren :ur irtschaftsDf1ege (weiterhin) ausübt, —
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selbstverständlich immer in Rahmen der vom :Kantonsrat bewillig

ten Budgetkredite. Zwar trifft es zu, dass der KRB über die

Geschöftsordnung des Recierungsrates und der Direktionen nicht

dem Referendum unterstanden hat. Dieser KRE stützt sich indes

sen auf die Delegationsnorrn von § 48 der :Kantonsverfassung,

wonach der Kantonsrat in eigener Kompetenz, d.h. durch einfa

chen, nicht referendumspflichtigen Beschluss die Geschftsord—

nung des Regierungsrates regelt. Eine solche Konpetenzdelega

tion vorn Volk an das Parlament ist zulässig, wenn sie durch das

kantonale Recht nicht ausgeschlossen wird, in einem der Volksab—

stirrrnung unterliegenden Erlass erfolgt und auf ein bestimmtes

Gebiet beschränkt ist. Diese Voraussetzungen sind erfüllt.

2. Cemss § 44 Zifif. 1 der Geschäftsordnung obliegt der Volks—

wirtschaftsdirektion “die Förderung der Volkswirtschaft und

Leitung der volkswirtschaftlichen Anoeleaenheiten“. Diese

Kompetenzzuweisung macht selbstverstnd1ich nicht sämtliche

Ausgaben in volkswirtschaftlichen Angelegenheiten pauschal zu

gebundenen Ausgaben, — ebensowenig wie beispielsweise der all

gemeine Auftrag zur “Förderung der Kunst und Wissenschaft sowie

der allgemeinen Bildungsanstalten“ (Geschäftsordnung § 43 Abs.

1) die Zustdigkeit der Erziehungsdirektion begründet, ledig

lich unter dem Budgetvorbehalt Museen und Schulanlagen zu bauen

oder zu subventiohieren; sowenig auch wie etwa “die Sorge für

die Erhaltung der öffentlichen Ruhe und Sicherheit“ (Geschöfts—

ordnung § 47 Ziff. 2) die Zuständigkeit der Justiz— und Polizei—

direktion begründet, lediglich unter dem Budgetvorbehalt zustz—

liche Polizeistützpunkte oder Strafvollzugsanstalten zu errich

ten. Bei denjenigen Ausgaben, die durch den Vollzug der im KPB

( 1 und 2) aufgelisteten Massnahmen ausgelöst werden, handelt

es sich aber zweifelsohne um gebundene Ausgaben.

Als gebundene Ausgaben gelten genss § 8 des Finanzhaushaltge—

setzes neben solchen, die durch einen Rechtssatz nicht nur

grundsätzlich, sondern auch dem Umfang nach vorgeschrieben

sind, “Ausgaben, die nicht dem Umfang nach vorgeschrieben, aber

zur Erfüllung der gesetzlich geordneten Verwaltungsaufgaben
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unbedingt erforderlich sind, wenn anzunehmen ist, der Gesetzoe—

ber habe mit dem Grunderlass auch die sich daraus ergebenen

Aufwendungen gebilligt‘t (FHG § 8 Abs. 2 st. b). Gemöss einem

Grundsatzentscheid der Finanzdirektion vom 25. Juni 1991 (Ge

richts— und Verwaltungspraxis des Kantons Zug 1991/92 S. 349

ff) sind die nicht dem Umfance nach vorceschriebenen Auscaben

gebunden, wenn

— sie durch einen Rechtssatz (KV/Gesetz/KPB) grundsötzlich

abgedeckt sind;

— die damit rinanzierte Verwaltungstatgeit nicht nur wunsch—

bar, sondern notwendig ist;

— die Art der Aufgabenerfüllung nach allgemeinem Verstndnis

dem zeitgemässen und üblichen Standard entspricht und

— hinsichtlich Notwendigkeit und Standard kein sehr grosser

Beurteilungs— und Ermessensspielraum besteht. Grosse Hand

lungsfreiheit mit Bezug auf das “ob“ oder das ‘wie“ der

Aufgabenerfüllung ist ein Indiz für neue Ausgaben.

Misst man nun die gemöss dem vorliegenden KRB ( 1 und 2) zu

treffenden Massnahmen an diesen Kriterien, so ergibt sich

folgendes:

Bei den in § 1 Bst. a genannten Massnahmen (Erhaltung bzw.

Schaffung guter Rahmenbedingungen für die zugerische Wirt

schaft) handelt es sich weder um neue öffentliche Aufgaben noch

verursachen sie irgendwelche Kosten, § 1 Est. a beinhaltet

lediglich allgemeine Absichtserklrungen und Zielvorgaben, wie

sie sich etwa auch in Parteiprograrnrnen finden und wie sie allen

falls als Inaress oder Zweckartikel eines — erklrtermassen

ic beaoschtote — ecetlche Wir:scaftsforderucsge—

satzes dienen könnten. Die konkrete Umsetzung solcher Grund—

satzerklruncen ist Sache der Gesetzcebuno, vorab der Steuerge—

setzgebung. Dafür besteht aber eine klare Uerfassuncsgrundlage.
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§ 1 I3st. 5 (Steigerung des Bekanr.rheitsrrades des Wirtscha

standorts Zur) deckt sich mit § 2 Abs. 2 Ist. a und 5.

§ 2 Abs. 1 soll erkldrtermassen nicht ein neues Amt oder eine

neue Abteilunr schaffen. Ware dies die Absicht, so bedUrfte es

einer Anderung des Gesetzes über die Orcanisation der Staatsver

waltung ( 9) . Vielmehr reht es ledirlich darum, das Sekreta

riat der Volkswirtschaftsdirektion und/oder das Amt für Indu

strie, Gewerbe und Arbeit über den bishericen bescheidenen Rah

men hinaus vermehrt mit der Wahrnehmung der Wirtschaftspflege

zu betrauen. Sollte hierfür — was bisher offenbar nicht zur

Diskussion steht — eine Personalaufstockung erforderlich wer

den, so wäre gemdss § 3 des Gesetzes über die Organisation der

Staatsverwaltung die Zuteilung des nbtigen Personals und der

Arbeitsräume im Rahmen des Budgets Sache des Regierungsrates.

Bei den Massnahren gemss § 2 Abs. 2 handelt es sich durchwegs

um solche, die zur Erfüllung der allceroeinen Aufraben der Volks—

wirtschaftdirektion unabdingbar sind und mit den üblichen ?lit

teln wahrgenommen werden. Das gilt fraglos für die Auskunftser—

teilung (Bst a), die Ermglichung von Kontakten zwischen den

Beh6rden und der Wirtschaft (Bst. d) sowie für das Sammeln

statistischer Wirtschaftsdaten (Bst. f). Das gilt aber auch für

die Werbeaktivitten (Bst. b). Eine gezielte, professionell

konzipierte und gestaltete Öffentlichkeitsarbeit in vernünfti—

gern Rahmen gehört je nach Bedürfnis in den weiteren Bereich

normaler Verwaltungsttickeit und bedarf keiner sceziellen

Rechtsgrundlage. Hier nur einige aktuelle Beispiele aus der

Praxis (Beilagen):

— Faltprospekt “Behürden und Verwaltung des Kantons: Im

Dienste der Gemeinschaft“

Broschüre “Kantonssrital Zur: Ihr medizinisches Zentrum am

c
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— ‘UZB—Eulletin: Informationen zu den Urnfahrungen Zug—Baar‘

(In der provisorischen internen :Kostenübersicht der Umfah—

rungen Zuc—Baar ist unter der Rubrik “Incenieurarbeiten“

(total rund 21 Mio) ohne spezielle cesetzliche Grundlage

der Betrag von Fr. 25OCCQ.- für ‘5fifentlichkeitsarbeit

vorgesehen.)

Schliesslich bedarf auch die Zusammenarbeit mit kantonalen,

regionalen oder nationalen Wirtschaftsfrderun.gsorganisationen

(Bst. c) keiner speziellen gesetzlichen Grundlage. In diesem

Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, dass wohl kaum eine der

zahlreichen etablierten regionalen und nationalen Institutionen

auf Beamten- und Regierungsebene sich au eine ausdrückliche

gesetzliche Grundlage abstützen kann, ohne dass dies je als

rechtlicher Mangel empfunden worden ware. Zu nennen sind hier

beispielsweise neben den ständigen Fachbeamtenkonferenzen vor

allem auch die regionalen und gesamtschweizerischen Direktoren—

und Regierungskonfierenzen, die samt und sonders für ihre Arbeit

auf Personal (Sekretariate, Experten, Gutachter) angewiesen

sind und die den einzelnen Kantonen nicht unerhebliche Ausgaben

verursachen, für welche regelmässig und diskussionsios entspre

chende Budgetkredite bereitgestellt werden.

Insgeamt bedarf es also zur Durchführung und Finanzierung der

in § 1 und 2 aufgelisteten Wirtschaftspflegemassnahmen keiner

besonderen gesetzlichen Grundlage. Auf den Erlass entsprechen

der Bestimmungen kann ohne rechtliche Bedenken (und sollte auch

angesichts der allgemeinen Forderung nach Deregulierung) ver

zichtet werden.

3. Im Gegensatz zu den Massnahmen gemäss § 1 und 2 KRB han

delt es sich bei der Vergabe von Anerkennungspreisen (S 3)

nicht um gebundene Ausgaben, die ohne ausdrückliche gesetzliche

Grundlage im Rahmen des Voranschlages getätigt werden kannten.

Zwar lassen sich solche Massnahmen vorn Gegenstand her, d.h.

rein begrifflich ohne weiteres unter die cemgss § 44 Abs. 1 der

Geschaftsordnung der Volkswrtscnartsoi:ektion zugewlesene



“Förderuno der 7olkwirtschaft‘ im weitesten Sinne subsumieren.

Es muss aber mit Sicherheit auszaschiossen werden, dass der

Cese:zceoer ceim Erlass oeser Best -u‘o aucx cas Beourfnis

nach finanzieller Belohnung Dritter für Verdienste um die Schaf

fung oder Erhaltung von Arbeitsplätzen sowie um die Erhaltung

oder Förderung der Attraktivität unseres irtschaftsstandorts

im Auge gehabt und die daraus folgenden Aufwendungen gebilligt

hat. Und man kann schwerlich die mit der Verleihung von Aner

kennungsDreisen verbundenen Kosten, so sinnvoll solche Förde

rungsmassnahmen auch sein möcen, zu den mehr als nur wünschba—

ren, d.h. zu den für die Erfüllung der ordentlichen Verwaltungs

aufgaben unbedingt notwendicen Ausgaben zählen. Mithin handelt

es sich bei der Verleihung der Anerkennungspreise eindeutig um

eine neue Aufgabe und bei den damit verbundenen Kosten klar um

neue Ausgaben. Diese bedürfen eines fdrmlichen Ausgabenbeschlus—

ses, damit sie auf dem Budge:wege bewilligt werden kdnnen.

Eine Parallele zu dieser Lösung besteht im Bereich der Kultur—

förderung: Obschon gerrss § 43 Ziff. 2 des KPB über die Ge—

schftsordnung des Pecierungsrates und der Direktionen der

Erziehungs— und Kultusdirektion “die Förderung der Kunst und

wissenschaft“ zukommt, bedurfte es nach allgemeinem und zu—

treffendern echtsverstndnis für “die Auszeichnung von Personen

und Institutionen, die sich um das kulturelle Leben verdient

gemacht haben“, eines besonderen Ausgabenbeschlusses in Form

des Gesetzes über die Förderun des kulturellen Lebens ( 3

Bst. d), wobei die für die Verleihung solcher Auszeichnungen

erforöerlihen finanziellen Mittel “im nahmen der vom Kantons—

rat alljährlich mit dem Voranschlag zu bewillicenden Kredite“

bereitcestellt werden ( 2).

In diesem Zusamrnenhanc ist einmal mehr darauf hinzuweisen, dass

das Eudget eine gesetzliche Grundlace nicht zu ersetzen vermag.

Das Budget ist kein Ausgahebeschluss Es sagt nur, welche

Tranche einer auf cesetzlicher Grundlace beruhenden Auszabe im

betreffenden Budgetjahr verwendet werfen darf.
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FJr die Anerkennungspreise wird gemäss Bericht des Regierungs—

rates mit jährlich wiederkehrenden Kosten von Fr. 25‘OOO.—

Qerechnet, mit Kosten also, die weit unter der verfassungsmössi—

gen Referendumsgrenze von Fr. 50‘OOO.— liegen. Wenn man die

jährlichen Aufwendungen im KRB ausdrücklich auf einen Betrag,

der unter der Referendumsgrenze liegt, begrenzt, so fällt der

Erlass eines solchen Ausgabenbeschlusses in die abschliessende

Kompetenz des Kantonsrates (KRB ohne Referendumsvorbehalt).

Andernfalls, wenn. also dem Pegierungsrat und dem Kantonsrat als

Budgetbehörde ein grösserer Handlungsspielraum zukommen soll,

ist der Referendurnsvorbehalt erforderlich.

4. Abschliessend gestatten wir uns noch die folgende Bemer

kung: Angesichts der Tatsache, dass — vor allem im Bereich der

technologischen Hilfsmittel (Anschaffung, Ausbau und Ersatz von

Informatikanlacen wie Rechenzentrum, Personal—Computer, Telefo—

nie-, Telernatik-, Funksysteme u.a.rn.) — Ausgaben von vielen

Millionen als gebundene Ausgaben gelten und die erforderlichen

Mittel einfach ins Budget aufgenommen werden, mag es — verstönd—

licherweise - kleinlich und völlig unverhöltnismssig anmuten,

wegen jährlichen Kosten von Fr. 25‘OOO.- für die Motivation zu

besonderen Leistungen zur Eindrnmung der Arbeitslosigkeit und

zur Förderung unseres Wirtschaftsstandorts den aufwendigen

Gesetzgebungsapparat in Gang zu setzen. Die Abgrenzung zwischen

gebundenen und neuen Ausgaben ist aber nun einmal keine Frage

von Frankenbetrgen. Und das Prinzip der Gesetzmössigkeit der

Verwaltung darf in keinem Einzelfall aus pragmatischen Überle

gungen durchbrochen werden. Andernfalls würden für die Preisga

be fundamentaler Prinzipien unseres Rechtsstaats aus Opportuni—

ttsgriinden gefährliche Prjudizien geschaffen.

5. Gestützt auf diese Ausführungen gestatten wir uns, bezüg

lich des weiteren Vorgehens zu empfehlen, im Rahmen der Arbei

ten der vorberatenden Korrissicn die Vorlage wie folgt zu

ndern:
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a. Streichung der § 1 und 2 :KFS. Dies dürfte allerdings nicht

dahingehend gedeutet und missverstanden werden, dass die

Weiterführung, die Verfeinerung und bei Dedarf auch der

angemessene Ausbau der bisherigen Aktivitäten zur Förderung

unserer Volkswirtschaft nicht notwendig oder nicht er—

wünscht ware.

b. Ausgehend davon, dass die Ausrichtung von Anerkennungsprei—

sen dem politischen Willen entspricht: Ausgestaltung von

§ 3 KRB zum einzigen bzw. wesentlichen Gegenstand eines

eschlusses in enger Anlehnung an das Gesetz über die Förde

rung des kulturellen Lebens vom 25. 1rz 1965 (EGS 421.1).

Zur Unterscheidung der beiden Rechtssetzungsforrnen ‘Gesetz‘

und ‘Kantonsratsbeschluss verweisen wir auf dieStellung—

nahme des Regierungsrates vom 4. August 1981 (GVP 1981/82

S. 205).

Wir hoffen, Ihnen, sehr geehrter Herr Regierungsrat, mit dieser

Stellungnahme zu dienen, und danken Ihnen für das uns entgegen

gebrachte Vertrauen.

Mit freundlichen Grüsen

Dieter Delwing

L
Urs Henggeler1

/
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Urs :-ürlimann

Beilagen:

Feispiele zur ffentlichkeitsarb•eit in anderen Verwaltungsberei—

chen
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